
✎

HP_0LES02FRDA - B_180334_1_3101_143259276

MONTAG, 3. FEBRUAR 2020 76. JAHRGANG NR.28 Leserforum
13

Buhmänner der Nation

Bauernproteste: „Nicht nur auf eigene Scholle blicken“, FR-Meinung vom 21.1.

„Bei 69 Cent für einen Liter
Milch im Supermarkt und
Schleuderpreisen für Fleisch
können es die Bauern kaum
schaffen, gleichzeitig die Umwelt
zu schützen“ sagte Bundesum-
weltministerin Svenja Schulze
zum Auftakt der Grünen Woche
in Berlin. Bloße Appelle an die
Verbraucher, für Lebensmittel,
die nach gehobeneren Standards
hergestellt wurden, einen höhe-
ren Preis zu bezahlen, sind bis-
lang weitgehend verpufft. Ein
hohes Qualitätsniveau kann es
aber nicht zu Billigpreisen ge-
ben.

Im Jahr 1960 betrug der An-
teil für Lebensmittel an den
Konsumausgaben der Verbrau-
cher noch rund 38 Prozent. Im
Jahr 2018 waren es gerade mal 14
Prozent. Die Prioritäten der Ver-
braucher haben sich seither un-
ter anderem zugunsten von häu-
figeren Urlaubsreisen verscho-
ben, weil selbst hochwertig er-
zeugte Lebensmittel mittlerweile
zu Dumpingpreisen angeboten
werden. Man hat in diesen kon-
sumorientierten Zeiten offen-
sichtlich verlernt, den Wert von
Lebensmitteln angemessen zu
schätzen.

Noch bis vor wenigen Jahr-
zehnten konnte ein Landwirt
mit einem für heutige Verhält-
nisse klein strukturiertem, kon-
ventionellem Betrieb seine Fa-
milie ernähren. Heute können
solche Betriebe in der Regel nur
noch im Nebenerwerb als teures
Hobby geführt werden.

Früher war aber nicht alles
besser. Die heutigen nach aktu-
ellen Erkenntnissen gebauten
modernen Stallgebäude sind im
Vergleich zu früheren Jahren
nicht nur weitaus größer, son-
dern auch viel heller und lufti-
ger und bieten den Tieren viel
mehr Platz. Auch die Bodenbe-
wirtschaftung ist heute dank
moderner Technik effektiver
und schonender.

Dies alles hat für die Land-
wirte seinen Preis, der jedoch
von der Gesellschaft nicht ange-
messen honoriert wird. Die mit
der Natur eng verbundenen
Landwirte sind, ohne ihn verur-
sacht zu haben, einer der größ-
ten Leidtragenden des Klima-
wandels. Sie fühlen sich als Buh-
männer der Nation. In der Ver-
gangenheit haben sie es leider
versäumt, ihre Leistungen für
Tierwohl und Umwelt besser zu
kommunizieren und ihren Kriti-
kern das Feld überlassen, die
größtenteils noch nie einen
Kuhstall von innen gesehen ha-
ben.

Die Marktwirtschaft ist der-
zeit dabei, ähnliche Strukturen
und Landschaften zu schaffen
wie früher der Sozialismus mit
endlosen Äckern, Mega-Mastan-
lagen und zentralisierter Pro-
duktion. Möchten die Verbrau-
cher derartige Verhältnisse zu-
rück haben? Der Wert der klein-
bäuerlichen, landschaftserhal-
tenden Kultur wird in Deutsch-
land viel zu wenig geschätzt.

Alfred Kastner, Weiden

Klaffende

Lücke
Zu: „Zweifel am Nutzen des Verbots
von ‚Combat 18‘", FR-Politik vom 24.1.

Natürlich war das Verbot von
„Combat 18“ vollkommen ver-
spätet, aber richtig. Es ist beschä-
mend, dass es eines Mordes,
nämlich an Walter Lübcke, be-
durfte und der Nähe des Haupt-
verdächtigen dieser Tat, Stephan
E., zu den führenden „Combat-
18“-Aktivisten, um das Innenmi-
nisterium dazu zu bewegen. Am
selben Tag, an dem jetzt „Combat
18“ verboten wurde, hielt Bun-
despräsident Steinmeier in Yad
Vashem eine beeindruckende Re-
de, in der sich dazu bekannte, jü-
disches Leben zu schützen. Es ist
ein Missklang, wenn der Bundes-
präsident diese Notwendigkeit
hervorhebt, aber „Combat 18“
sich im Jahresbericht 2018 des
Verfassungsschutzes mit keinem
Wort findet. Es ist unerträglich,
wenn auf der einen Seite die gute
Absicht durch den Bundespräsi-
denten formuliert wird, auf der
anderen Seite jedoch die Behör-
den immer noch den Eindruck
erwecken, als werde das Thema
der rechtsextremen Gewalt nicht
ernst genug genommen.

Die klaffende Lücke zwischen
offiziellen Bekundungen und
der Wirklichkeit, insbesondere
im Kampf gegen rechte Verbre-
cher, muss endlich geschlossen
werden. Übrigens, am selben
Tag gab es eine erneute Attacke
gegen den SPD-Bundestagsabge-
ordneten Karamba Diaby aus
Halle. Manfred Kirsch, Neuwied

Das Problem nicht verstanden

Erwiderung auf „Auf einem gefährlichen Pfad“, Leserforum vom 24. Januar

Neben Siemens’ Entschluss, die
Signalanlage in Australien zu
bauen, kritisiert FR-Leser Alfred
Kastner das Verhalten von Luisa
Neubauer als Demokratie ge-
fährdend, „extreme gesell-
schafts- und klimapolitische Po-
sitionen“, „stark polarisierende
Galionsfigur“, viele Flugreisen
wirft er ihr vor. Diese Ansicht
möchte ich in aller Schärfe zu-
rückweisen, denn Herr Kastner
versteht offensichtlich nicht die
Problematik der Klimaerwär-
mung. Unsere Regierung übri-
gens auch nicht.

Mit der Natur kann man
nicht verhandeln, es geht nur
um Fakten. Die Ansicht, dass in
einer parlamentarischen Demo-
kratie Entscheidungen nicht ad
hoc gefällt werden können, ist
angesichts der Sachlage Unsinn.
Weder Geduld für Kompromisse,
um die Gesellschaft mitzuneh-
men und zusammenzuhalten,
sind zu diesem späten Zeitpunkt
noch möglich. Die Regierung
hatte 30 Jahre Zeit, um zu tragfä-
higen Ergebnissen zu kommen.
Diese Zeit ist nach anfänglicher
Aktivität nur benutzt worden,
um Absichtserklärungen abzu-
geben, denen keine Taten folg-
ten. Dann wurde die Windkraft
abgewürgt, zigtausend Arbeits-
plätze gingen verloren, ersatzlos.
Um es kurz zu machen: Jetzt
wird die Deckelung der Photo-
voltaik-Förderung für weitere
Arbeitsplatzverluste sorgen, man
spricht von 30000 bei vor allem
mittelständischen Betrieben, er-

satzlos. Andererseits wird die
Kohleindustrie mit insgesamt 50
Milliarden bedient, und es soll
bis 2038 Kohle verbrannt wer-
den, sogar in einem nagelneuen
Kraftwerk. Weiter sorgt man da-
für, dass grüner Strom nicht er-
zeugt wird, denn eine entspre-
chende Politik ist nicht vorhan-
den, wo soll der denn herkom-
men?

Bei dieser Faktenlage ist für
mich Frau Neubauer diejenige,
die Recht hat, indem sie die Re-
gierung der Untätigkeit bezich-
tigt. Wenn hier jemand die De-
mokratie gefährdet, dann die
Regierung durch einseitige Be-
vorzugung der Kohleindustrie
und völlige Nichtachtung des
Problems Klimaerwärmung.

Greta Thunberg als Anhän-
gerin einer selbstgemachten Re-
ligion zu bezeichnen – was soll
das? Es gilt doch, die Klimaer-
wärmung als große Bedrohung
zu akzeptieren, die nach Ansicht
von Herrn Schellnhuber vom
Potsdamer Institut (81 Prozent
Wahrscheinlichkeit) wie auch
der Münchner Rückversiche-
rung nicht mehr aufzuhalten ist.
Man sollte entsprechend vorsor-
gen. Wenn es also noch Leute
gibt, die versuchen, das
Schlimmste aufzuhalten, dann
sollten sie unterstützt werden,
mit aller Kraft, und eine Regie-
rung, die die Dinge schlicht ver-
masselt, gehört abgewählt.

Jürgen H.Winter, Schöneck
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